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D ie Politik hat vieles eingebüßt: Zuverlässigkeit,
Kalkulierbarkeit, Standfestigkeit, Gewissheit.
Stattdessen dominieren Hektik und strategi-

sche Konfusion die Szene. Die Folgen sind sofort hand-
fest greifbar: Die Republik ist machtpolitisch durchge-
schüttelt. Wahlabende erhalten den Stempel des „His-
torischen“. Die Seelenlage der Gesellschaft erscheint
tief erschüttert. Dramatische Wählerbewegungen
sind die Konsequenz – ebenso die sprunghaften Positi-
onsveränderungen in der Politik. Der Republik sind
die Haltegriffe der politischen Kul-
tur abhandengekommen.

Die Schlüsselfrage jeder Gesell-
schaft „Wie ist der Zusammen-
hang zu verstehen?“ bleibt unbe-
antwortet. Die Gesellschaft in ih-
rer Gesamtlage zu erklären, dies
fällt in das tiefe Loch der Politik,
das von Ratlosigkeit gefüllt wird.

Die direkten Konsequenzen die-
ser „neuen Republik“ sind kon-
kret: Die Bindekräfte der Republik
erlahmen. Die alten Volksparteien
verlieren ihre Fundamente. Der
Wähler taumelt im Nebel der Detail-Feuerwerke. Dem
politischen Detail-Fetischismus ohne Zusammen-
hangsdenken ist nicht zu vertrauen. Die moderne Ge-
sellschaft mit hoher Arbeitsteiligkeit lebt aber vom
permanenten Vertrauensvorschuss. Deutschland
aber hat sich zur Misstrauensgesellschaft verändert.
Die Mehrheit artikuliert in den demoskopischen Befra-
gungen, sie vertraue inzwischen niemandem mehr.
Politiker und Parteien sind geradezu zu Magneten des
Misstrauens degeneriert.

Es gab Zeiten, da wurde der Orientierungsbedarf
weitgehend durch das Angebot großer Ideen und Per-
spektiven erfüllt. Nach dem Zweiten Weltkrieg bot
„Europa“ einen solchen Anker. Diese Strahlkraft hat
die Einigung Europas heute eingebüßt. Die üblichen
bürokratischen Ausbremsungen und die alltäglichen
Konflikte dominieren das Bild.

Das bindende Bild der „Nation“ strahlte nur kurz
mit und nach dem Fall der Mauer auf. Inzwischen ist

diese Wärme im Alltag wieder einer routinehaften
Nüchternheit gewichen. Der „Verfassungspatriotis-
mus“ sollte gewisse Defizite beseitigen. Verfassungs-
patriotismus mag heute noch die Kapitel alter Lehrbü-
cher der Sozialkunde füllen, nicht aber die aktuelle Le-
benswirklichkeit.

Bezeichnenderweise wird die Frage nach der deut-
schen Identität wieder nachdrücklicher in einer Zeit
gestellt, in der gewissermaßen Kataloge der Nach-
kriegsaufgaben erschöpft sind. Wenn wir davon ausge-

hen, dass es in Deutschland einen
hohen Bedarf an Gemeinschaftsbe-
wusstsein und Gemeinschaftser-
fahrung gibt, der nicht voll befrie-
digt wird, wenn wir also davon aus-
gehen, dass es ein vagabundieren-
des Identitätsbedürfnis gibt, von
dem man noch nicht weiß, wo es
sich festmachen wird, dann wird
die Zukunft der Bundesrepublik
Deutschland wesentlich davon ab-
hängen, ob und wie es gelingt, die
kulturellen Muster der neuen Epo-
che zu entwerfen. Ohne diese Leis-

tungen gerät die moderne Gesellschaft aus den Fu-
gen. Das leise Verschwinden der Politik wird dann ex-
plosive Folgen zeigen.

Gibt es eine Lösung des Problems? Die Geschichte
bietet dazu ein Beispiel. Als sich Anfang der 80er-
Jahre Europa bereits einmal im mentalen und ökono-
mischen Verfall befand, den man als „Eurosklerose“
beschrieb, gelang ihm der Aufbruch. Man verstän-
digte sich auf eine große Strategie der Zukunft. Mit ei-
ner klaren Zeit-Perspektive wurde die Identitätsstif-
tung durch eine Vollendung des Binnenmarkts ent-
deckt. Die Eurosklerose wurde überwunden. So
könnte es heute auch gelingen, die „Deutschland-Skle-
rose“ hinter sich zu lassen – mit einem großen strategi-
schen Entwurf.

I taliens Banken geraten in Bewe-
gung: Eine nach der anderen
stärkt ihr Kapital. Vergangene

Woche ist die Ubi Banca mit der
Ankündigung einer Aufstockung
von einer Milliarde Euro vorge-
prescht. Gestern
hat die Großbank In-
tesa Sanpaolo ange-
kündigt, bis zum
Sommer fünf Milli-
arden Euro Kapital
aufzunehmen. Die
italienische Num-
mer drei, Monte dei
Paschi, könnte im
Mai mit zwei Milliar-
den folgen. Nur um
einen großen Na-
men bleibt es still: Die Großbank
Unicredit beharrt darauf, kein Ex-
trakapital zu brauchen.

Die Märkte sehen das anders.
Sie reagierten zwar zunächst pa-
nisch Anfang vergangener Woche,
als die relativ kleine Ubi Banca
ihre geplante Kapitalerhöhung an-
kündigte. Aber kaum sickerte am
Freitag bei Intesa durch, dass die
Bank ebenfalls ihr Kapital stärken
wollte, ging es mit dem Kurs wie-
der bergauf.

Auch der Zentralbankchef Ma-
rio Draghi lobte die jüngsten Kapi-

talerhöhungen der Italiener als
sehr ermutigend. Er und der Fi-
nanzminister Giulio Tremonti hat-
ten beide darauf gedrängt, dass Ita-
liens Banken sich zügig für die
neuen Kapitalregeln wappnen.

Was macht Unicredit? Die Mai-
länder Großbank war bisher das
am stärksten kapitalisierte Haus in
Italien mit einer Kernkapitalquote
(Core Tier 1) von mehr als acht Pro-
zent. Doch das dürfte sich bald än-
dern, wenn die Konkurrenten auf-
stocken. Intesa Sanpaolo etwa
wird die Zehn-Prozent-Marke mit

dem neuen Kapital
übertreffen.

Der Widerstand
des Managements
ist verständlich: In-
nerhalb der vergan-
genen zwei Jahre hat
das Institut bereits
zwei Mal sein Kapital
erhöht und sich da-
mit den Ärger wichti-
ger Aktionäre einge-
handelt. Vor allem

die mächtigen Sparkassenstiftun-
gen waren nicht gerade erfreut, als
ihnen die Dividende in Form von
neuen Aktien ausgezahlt wurde.

Aber Unicredit muss damit rech-
nen, als systemrelevante Bank ein-
gestuft zu werden – was einen Ex-
trapuffer Kapital erfordert. Die bis-
herigen acht Prozent könnten
dann zu wenig sein. Und je länger
Unicredit wartet und je mehr an-
dere Banken den Kapitalmarkt an-
zapfen, umso teurer wird es.
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V
or genau 70 Jahren eroberten
deutsche Truppen Bengasi – ver-
gessen wir den Jahrestag. Die Er-
innerung daran könnte ja den Ge-
danken aufkommen lassen, dass

uns Libyen historisch gesehen doch nicht
ganz so fern und fremd ist, wie es die regie-
rungsamtliche Rhetorik – „Das Land geht uns
nichts an, das ist deren Bürgerkrieg“ – gern
hinstellt.

Wer glaubt, Deutschland könne sich auf
Dauer aus den Konflikten in Nordafrika he-
raushalten, hat nicht verstanden: Die
schwersten Prüfungen stehen uns noch be-
vor. Sie drohen dann, wenn die erhoffte De-
mokratisierung in Algerien und Marokko
nicht auf friedliche Weise vonstatten geht,
sondern zu blutigen Auseinandersetzungen
führt wie in Libyen. Die Hoffnung, auch dann
abseits stehen zu können, weil die ehemali-
gen Kolonialmächte Frankreich und Spanien
gefordert sind, ist völlig illusionär. Gerade
weil sie bis heute so tief verstrickt sind,
würde ein isoliertes Eingreifen dieser Länder
die Sache nur viel schlimmer machen. Sie
sind auf die Hilfe ihrer europäischen Partner
angewiesen. Für die Bundesrepublik heißt
das: willkommen in einer Schlangengrube!

Frankreich hat erst 1962 den Algerienkrieg
beendet, indem es dem Land, das als integra-
ler Bestandteil Frankreichs angesehen
wurde, die Unabhängigkeit gewährte. Enge
wirtschaftliche Beziehungen und die massive
Migration verbinden die beiden Länder, aber
die Wunden des Unabhängigkeitskrieges
sind nie richtig verheilt. „Wenn wir mit den
Algeriern allein in einem Raum sind, gibt es
Tote“, sagte kürzlich ein französischer Regie-
rungsvertreter. Deshalb tut Paris derzeit alles
dafür, Deutschland nach dessen Abseits-Feh-
ler in Libyen wieder in die politische Verant-
wortung zurückzuholen. Das ist nicht nur
Freundschaft, sondern auch Vorbeugen für
künftige Konflikte.

Die Verwicklung Spaniens in Marokko ist

noch heikler. Die Enklaven Ceuta und Melilla
auf dem marokkanischen Festland betrach-
tet Madrid als unveräußerlichen Teil des eige-
nen Staates, auch wenn sie die letzten Reste
eines früheren Protektorates sind. Das
wurde in einem Krieg gegen die Rif-Kabylen
verteidigt, in den auch Deutschland verwi-
ckelt war: Die Reichswehr lieferte das Gift-
gas, das die spanische Armee ab 1923 sogar
gegen die Zivilbevölkerung einsetzte.

Sollte der marokkanische König Moham-
med VI. seine Herrschaft gefährdet sehen,
wäre das einfachste Ventil, seine Landsleute
gegen die spanischen Enklaven aufzuhetzen.
2002 standen die beiden Länder kurz vor ei-
nem Krieg – damals wegen einer 500 m lan-
gen Insel. Die Amerikaner holten die Kasta-
nien aus dem Feuer. Aber die Zeiten, in de-
nen die USA sich in die Bresche schlugen, da-
mit die Europäer im Windschatten bleiben
konnten, dürften vorbei sein. Die nächsten
Konflikte werden auch unsere sein. Kluge Di-
plomatie sollte sich darum bemühen, eine
militärische Eskalation zu verhindern.

Der Republik sind die
Orientierungspunkte
abhanden gekommen.

Selbstmörderischer
Kommunismus
Zu „Das Tabu brechen“, 5.11.2011
Die Volkswirte sehen sich wohl eher als Vertei-
ler des Sozialproduktes, als dass sie ein solches
erwirtschaften. Dahermüssen wir sie wohl auf-
klären, wodurch ein höheres Sozialprodukt ei-
gentlich entsteht.
Die bewährten Regeln für eine gute Zukunft
besagen: „Arbeite gut, arbeite viel, lege
immermehr Saatgut zurück, schaffe dir
immer bessereWerkzeuge und Maschinen,
verbessere dein Haus und so weiter.“Wer das
steuerlich zu sehr bestraft, gefährdet unsere
Zukunft, dieWettbewerber in Fernost warten
nur darauf.
Adam Smith hat die Vorteile von möglichst
viel Produktivkapital schon gesehen. Karl
Umpfenbach hat vor der progressiven
Einkommensteuer als „selbstmörderischem
Kommunismus“ gewarnt. Das
Produktivkapital kann (wenn es keine
Monopolstellung hat) niemanden zwingen,
weder Mitarbeiter, noch Kunden und auch
nicht Staaten. Aber es kann von diesen auch
nicht gezwungen werden, ohne Zinsen den
Lohn für das Sparen zur Verfügung zu stellen.
Die Jungs, die das Land in eine gute Zukunft
führen wollen, sollten weder die
Überstunden der Arbeiter noch das Schaffen
von Produktivkapital steuerlich zu sehr
bestrafen, sonst haben wir freiwillig einen
„selbstmörderischen Kommunismus“
installiert.

Fritz Boehringer
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In Nordafrika wartet eine
Schlangengrube auf uns
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Die Mailänder Groß-
bank zögert mit einer
Kapitalerhöhung –
keine gute Idee.

Mit demWegducken vor dem
Krieg in Libyen ist nichts ge-
löst. Deutschlands Bündnis-
treue kann bald noch viel här-
ter eingefordert werden: in Al-
gerien oderMarokko.
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